 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7101257/2020

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch die Richterin***Ri*** in der Beschwerdesache
FrRXBfREX *k*ABf]-Adr***, vertreten durch ***2*** ***7*** (iber die Beschwerde vom

27. Janner 2020 gegen den Bescheid des Finanzamtes fiir Gebihren, Verkehrsteuern und
Gliicksspiel (nunmehr Finanzamt Osterreich) vom 8. Jdnner 2020, ErfNr ***123*** petreffend
Nachtragsvereinbarung und Pachtvertrag vom 21. Dezember 2018 nach Durchfiihrung einer
miundlichen Verhandlung zu Recht:

Der Beschwerde wird gemals § 279 BAO abgewiesen.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit Bescheid vom 8.1.2020 wurde die Bestandvertragsgebiihr gem. § 33 TP 5 GebG fiir den
Pachtvertrag (samt Nachtrag) vom 21.12.2018 zwischen der beschwerdefiihrenden Partei als
Verpachterin und der ***p*** a|s Pachterin mit EUR 20.111,60 vorldufig festgesetzt. Die
Abgabenbehorde ging dabei von einer bestimmten Vertragsdauer von 10 Jahren zuzliglich
Option von 5 Jahren aus.

Dagegen brachte die beschwerdefiihrende Partei mit Schreiben vom 27.1.2020 Beschwerde
ein. Begriindend wurde auf die vereinbarten Kiindigungsgriinde nach § 30 Abs. 2 MRG
verwiesen. Es ldge somit ein Vertrag auf unbestimmte Dauer vor, weshalb die Vergebilihrung
lediglich mit 36 Monaten zu berechnen sei. Daher sei die Gebuihr in Hohe von EUR 4.379,62
festzusetzen.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 30.1.2020 (separate Bescheidbegriindung vom
31.1.2020) wies die belangte Behorde die Beschwerde ab. Im Wesentlichen mit der
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Begriindung, dass die nach § 30 Abs. 2 MRG vereinbarten Kiindigungsgriinde nicht derart
umfassend seien, dass von einem auf den Abschluss eines unbefristeten Bestandverhaltnisses
gerichteten Vertragswillen auszugehen sei. Die Wahrscheinlichkeit einer friihzeitigen Auflésung
des Pachtvertrages sei nicht gegeben, die grundsatzlich vereinbarte Bindung der
Vertragsparteien konne durch die vertragliche Kiindigungsmoglichkeit nicht aufgehoben
werden.

Im mit 3.3.2020 datierten Vorlageantrag riigte die beschwerdefiihrende Partei einen schweren
Begriindungsmangel hinsichtlich der Beschwerdevorentscheidung und fiihrte aus, dass die
belangte Behorde eine Einzelfallprifung unterlassen hatte. Weiters hatte die Vereinbarung
aller Kiindigungsgriinde gem. § 30 Abs. 2 MRG — ungeachtet der Schwierigkeiten in der
praktischen Umsetzung im Einzelfall - jedenfalls einen Vertrag mit unbestimmter Dauer zur
Folge, unabhdngig davon, ob eine tatsachliche Realisierbarkeit im Einzelfall gegeben sei oder
nicht. Aus diesen Griinden sei die Bemessungsgrundlage mit dem 3-fachen Jahreswert iHv EUR
437.961,61 zu ermittelt und die Rechtsgeschaftsgebiihr mit EUR 4.379,62 festzusetzen.

Die belangte Behorde legte den Akt am 19.3.2020 dem Bundesfinanzgericht zur weiteren

Bearbeitung vor.

Mit Schreiben vom 19.3.2021 ergdnzte die beschwerdefiihrende Partei ihr Vorbringen und
verwies im Wesentlichen auf den Punkt 12.1.5. des Vertrages (Bau- und
Verbesserungsmallinahmen, dass hier sehr wohl Kiindigungsmoglichkeiten seitens der
Verpachterin vorlagen und somit ein Vertrag mit unbestimmter Dauer vorlage (verwiese wurde
dazu auch auf ein Erkenntnis des BFG vom 22.7.2020, GZ RV/7106387/2019). Dariber hinaus
wurde der Antrag auf Verhandlung vor dem Senat zurlickgezogen.

Am 21 4.2021 fand die miindliche Verhandlung statt.
Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Festgestellter Sachverhalt

Die beschwerdefiihrende Partei hat mit der ***P*** am 21.12.2018 einen Pachtvertrag inkl.

Nachtrag im Umfang von 506,90 m? abgeschlossen.

Vertraglich wurde zunédchst eine Pachtzeit von 10 Jahren (Pachtbeginn: Tag der Er6ffnung,
voraussichtlich Oktober 2015, Pachtende 30.9.2025) vereinbart. Pacht. Der Pachtzins ist It Pkt
35.3. des Vertrages ab 1.1.2018 zu bezahlen, die Nebenkosten ab Pachtbeginn.

In der Nachtragsvereinbarung wurde einerseits der Pachtzins ab dem Jahr 2018 angepasst und
der Pachterin unter Pkt 2 ein Optionsrecht auf Verlangerung des Pachtvertrages 5 Jahre

eingeraumt.
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Der zugrundeliegende, geblihrenrechtlich relevante Pachtzins betragt

Jahr Zins/Jahr Ust Brutto

2018 Jahrlich 60.000,00 12.000,00 72.000,00

2019 Jahrlich 60.000,00 12.000,00 72.000,00

2020 Jahrlich 69.000,00 13.800,00 82.800,00

2021 Jahrlich 79.350,00 15.870,00 95.220,00

2022 Jahrlich 91.252,50 18.250,50 109.503,00

2023 Jahrlich 104.940,38 | 20.988,08 125.928,46

2024 Jahrlich 120.681,43 | 24.136,29 144.817,72

2025 jahrlich 138.782,65 | 27.756,53 166.539,18

ab 14/m? 85.159,20 17.031,84 102.191,04
2026

Die Betriebskosten belaufen sich auf EUR 3.649,68 im Monat und sind ab Vertragsbeginn zu
leisten.

Der beschwerdefilihrenden Partei wurde vertraglich unter Pkt 35.1. das Recht eingeraumt das
Bestandverhaltnis aus den Kiindigungsgriinden des § 30 Abs. 2 MRG vorzeitig aufzulésen.

Dariber hinaus wurde vertraglich unter Pkt 12 betreffend die vorzeitige Auflésung Folgendes

vereinbart:
12 Vorzeitige Vertragsauflosung

12.1. Die Verpdchterin ist berechtigt, das Pachtverhdiltnis auch vor Ablauf der bedungenen Zeit
und ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist mit sofortiger Wirkung aufzulésen, wenn

12.1.1. der Pdchter mit der Bezahlung des Pachtzinses und/oder der Erfiillung sonstiger ihn aus
diesem Vertrag treffenden Zahlungspflichten trotz Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen in
Riickstand geridit;

12.1.3. der Pdchter gegen die Bestimmung zum Anbieten des vereinbarten Vollsortiments /
Warengruppen, Fiihrung bestimmter Marken oder der Verwendung der vereinbarten
Shopbezeichnung (Teil A 6. und Teil B 2.1. dieses Vertrages) verstofSt;
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12.1.4. der Péchter gegen die Bestimmungen gem. Teil B 13. (Weitergabe von Rechten und
Pflichten) verstifSt;

12.1.5. das EKZ neu gebaut oder umgebaut wird oder Verbesserungen vorgenommen werden
(gem. Teil B 18.) und die Pachtfldche des Pdchters von diesen MafSnahmen unmittelbar
betroffen ist (gem. Teil B Pkt. 18) und die Verpdchterin solche MafSnahmen den Péichter
zumindest 12 Monate vor Wirksamkeit der Auflésungserkldrung durch Mitteilung des Monats,
in welchen der Pachtvertrag enden wird, angekiindigt hat. Das definitive Datum der
Vertragsbeendigung wird dem Pdchter ldngstens 3 Monate vor diesem Datum mitgeteilt, sofern
er von der Verpdchterin angewandt wird so wird diese dem Pdchter seine Investitionen in den
Shopausbau und die Einrichtung auf Basis 10-jéhrigen Abschreibdauer ersetzen.

12.1.8. der Péichter sein Unternehmen gdénzlich oder teilweise verduflert, verpachtet, in
Unterbestand gibt oder auch zum Pachtobjekt gehérige Rdumlichkeiten oder Fldchen génzlich
oder teilweise Dritten liberldsst oder Rechte aus diesem Vertrag an Dritte abtritt. Der
VerdufSerung des Unternehmens steht gleich, wenn es sich beim Pédchter um eine
Personengesellschaft oder juristische Person handelt und es zu einer wesentlichen Anderung
des beherrschenden Einflusses kommt. Eine Ausnahme stellt die Weitergabe von Rechten gem
Teil B. Pkt. 13. dar.

12.1.9. der Pichter gegen Teil B 28.5. (Nichtraucherschutz) verstéfst.

12.2. Die Verpdchterin ist weiters berechtigt, das Pachtverhdltnis auch vor Ablauf der
bedungenen Zeit und ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist mit sofortiger Wirkung aufzulésen,
wenn der Pdchter trotz zweifach vorangegangener schriftlicher eingeschriebener Mahnung
unter Setzung einer Nachfrist von jeweils 14 Tagen zur Herstellung des vertragsgemdfSen
Zustandes

12.2.1. seine Verpflichtungen gemdf8 den Bestimmungen Teil B 25.2. (Bezahlungssysteme),
25.3. (Kundenkarte), 27. (Marketing) sowie 28. (Hausordnung) verletzt;

12.2.2. gegen die Bestimmungen gem. Teil B 2. (Pachtzweck/Sortiment), Teil B 10.1.
(Betriebspflicht) oder Teil B 11. (Geschdiftsbetrieb) verstofSt;

12.2.3. vom Pachtobjekt einen erheblichen nachteiligen Gebrauch macht;

12.2.4. das Pachtobjekt im Inneren nicht stédndig auf eigene Kosten in einem ordentlichen,
sauberen Zustand erhdlt oder erforderliche Reparaturen oder Instandhaltungen unterldsst;

12.2.5. Flidchen des EKZ auf3erhalb des Pachtobjektes gem. Teil B 1.1.1. ohne Zustimmung der
Verpdchterin zweckwidrig benlitzt, wie z.B. Abstellen von Emballagen, Verparken von
Kundenwegen oder Verkehrswegen zum Zwecke der Ladetdtigkeit, Aufstellen von
Verkaufsstinden auf Allgemeinfléichen usw.;
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12.2.6. gegentiber anderen Péchtern oder Kunden des EKZ ein ungebiihrliches oder
riicksichtsloses Verhalten an den Tag legt;

12.2.7. behérdliche oder versicherungsvertragliche Auflagen bezliglich des Pachtobjektes nicht
erfiillt,

12.2.8. eigenmdichtig, sohin ohne schriftliche Zustimmung der Verpdchterin vorgenommene
bauliche Verdnderungen nicht entfernt;

12.2.9. die Beteiligung an Aktionen und Aktivitédten des EKZ (z.B. Dekorationen, Werbeaktionen,
Einheitsbeleuchtungen, etc.) unterldsst;

12.2.10. dem zur Kontrolle der Umsatzpachtzinsberechnungen mit Vollmacht der Verpdéichterin
ausgewiesenen Priiforgan die Einsicht in die notwendigen Unterlagen verwehrt oder der
Verpdchterin gegenliber falsche Umsatzzahlen ausweist.

12.3. Fiir den Fall, dass der gegenstdindliche Vertrag auf unbestimmte Zeit abgeschlossen oder
in einen solchen umgewandelt werden sollte, ist die Verpdichterin - unbeschadet anderer oder
weitergehender gesetzlicher Rechte - in den Féillen gem. Teil B 12.1. und Teil B 12.2. auch
berechtigt, anstelle einer sofortigen Aufhebung des Vertrages dessen Kiindigung zu erkléren, da
die dort definierten Ereignisse fiir das Funktionieren des EKZ als Gesamtes als auch fiir die
Verpdichterin als Letztentscheiderin im Rahmen des EKZ bedeutsame Umstéinde und wichtige
Griinde sind.

12.4. Der Pdchter erteilt im Sinne des § 259 Abs. 3 EO seine unwiderrufliche und ausdriickliche
Zustimmung dazu, dass die Verpdichterin im Falle der zwangsweisen Rdumung des
Pachtobjektes die Verwahrung der zu rdumenden Gegenstidnde, unabhéngig vom Wert
derselben und auf Kosten des Pdchters selbst vornehmen kann. Der Péichter verzichtet bereits
vorab unwiderruflich auf die Erhebung jeglicher Einwendungen oder der Geltendmachung aller
Anspriiche, die sich aus der Abholung und Verwahrung der zu rdumenden Gegenstéinde
ergeben, soweit dies gesetzlich zuléissig ist.

2. Beweiswiirdigung

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus den vorgelegten Unterlagen der belangten
Behorde sowie der beschwerdefiihrenden Partei, dem vorliegenden Pachtvertrag und ist
insoweit unstrittig.

Im Rahmen der am 21.4.2021 am Bundesfinanzgericht abgehaltenen miindlichen Verhandlung,
in der mehrere Beschwerdesachen betreffend unterschiedliche Einkaufszentren des Verbundes
der beschwerdefuhrenden Partei zusammengefasst verhandelt wurden (RV/7106532/2019,
RV/7106534/2019, RV/7106535/2019, RV/7106536/2019 und RV/7101257/2020), gab die
beschwerdefiihrende Partei im Wesentlichen zu Protokoll, dass die berechnete 1,8%ige
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Wahrscheinlichkeit der Auflésung bei den Einkaufszentren, sehr wohl eine hochgradige
Wahrscheinlichkeit darstelle. Die belangte Behdrde im Wesentlichen noch zu Protokoll, dass
aus der Vorhaltsbeantwortung erkennbar sei, dass in mehreren Fallen eine tatsachliche
Kiindigung vorgenommen worden sei, was im Verhaltnis zu den Gesamtzahlen der
Geschaftsfalle (entgegen der Ansicht der beschwerdefiihrenden Partei) jedoch von
untergeordneter Bedeutung sei. Daraus ergebe sich die Meinung der belangten Behdrde, dass
das vorbehaltene Kiindigungsrecht wegen Umbaumalnahmen in einem derartigen Umfang
unwahrscheinlich sei, sodass von einer bestimmten Vertragsdauer auszugehen sei.

Von Seiten der beschwerdefiihrenden Partei wurde auf die Ausfiihrungen in der
Vorhaltsbeantwortung verwiesen und nochmals darauf hingewiesen, dass vom eingeraumten
Kindigungsrecht bzw der Kiindigungsmaoglichkeit nicht immer Gebrauch gemacht werde, da
eine einvernehmliche Auflésung klar bevorzugt werde. Eine derartige einvernehmliche Losung
werde aber eben nur durch die vertraglich festgeschriebene Kiindigungsmoglichkeit
ermoglicht.

3. Rechtliche Beurteilung

Gem. § 33 TP 5 Abs 1 Z 1 GebG unterliegen Bestandvertrage im Allgemeinen einer Geblihr nach
dem Wert in HOhe von einem Prozent der Bemessungsgrundlage. Einmalige oder
wiederkehrende Leistungen, die fiir die Uberlassung des Gebrauches vereinbart werden,
zahlen gem. § 33 TP 5 Abs. 2 GebG auch dann zum Wert, wenn sie unter vertraglich

bestimmten Voraussetzungen auf andere Leistungen angerechnet werden kdénnen.

Gem. § 33 TP 5 GebG sind bei unbestimmter Vertragsdauer die wiederkehrenden Leistungen
mit dem Dreifachen des Jahreswertes zu bewerten, bei bestimmter Vertragsdauer mit dem
dieser Vertragsdauer entsprechend vervielfachten Jahreswert, hochstens jedoch dem
Achtzenfachen des Jahreswertes.

Fir die Festsetzung der Gebiihren ist gemaR § 17 Abs 1 GebG der Inhalt der Giber das
Rechtsgeschaft errichteten Schrift (Urkunde) malRgebend. Wenn aus der Urkunde die Art oder
Beschaffenheit eines Rechtsgeschaftes oder andere fiir die Festsetzung der Gebiihren
bedeutsame Umstdnde nicht deutlich zu entnehmen sind, so wird gem. § 17 Abs 2 GebG bis
zum Gegenbeweis der Tatbestand vermutet, der die Geblihrenschuld begriindet oder die
hohere Geblihr zur Folge hat.

Im Beschwerdefall liegt seinem Wortlaut nach ein auf bestimmte Zeit (10 Jahre)
abgeschlossener Bestandvertrag vor, der durch Zeitablauf an einem vertraglich bestimmten
Zeitpunkt endet, ohne dass es einer Kiindigung bedarf (unbedingter Endtermin). Bei solcherart
befristeten Vertragen sind die Vertragsteile grundsatzlich an die vereinbarte Vertragsdauer
gebunden und eine vorzeitige Beendigung kommt nur aus den Auflésungsgriinden der §§ 1117
f ABGB bzw als ,,auRerordentliche” Kindigung in Betracht (vgl Lovrek in Rummel/Lukas, ABGB4
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§ 1116 [Stand 1.5.2017, rdb.at] Rz 11). Die Moglichkeit der (vorzeitigen) Kiindigung eines
befristeten Bestandvertrages bedarf daher einer ausdriicklichen vertraglichen Vereinbarung
(vgl nochmals Lovrek in Rummel/Lukas, ABGB4 § 1116 [Stand 1.5.2017, rdb.at] Rz 11).

Vor diesem Hintergrund kann zunachst festgehalten werden, dass dem Bestandnehmer keine
Moglichkeit zur Kiindigung des gegenstandlichen Bestandvertrages zukommt. Demgegeniber
kommt dem Bestandgeber vereinbarungsgemald einerseits aus einem der in § 30 Abs 2 MRG
angefiihrten wichtigen Griinde ein Kiindigungsrecht zu und kann der Bestandgeber dartiber
hinaus aus einem der in § 12 des Bestandvertrages angefiihrten wichtigen Griinde das
Bestandverhaltnis vorzeitig auflésen.

Strittig ist somit, ob der Bestandvertrag — ob der moglichen vereinbarten Kiindigungsgriinde —
auf bestimmte Zeit oder auf unbestimmte Zeit abgeschlossen wurde.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes besteht das
Unterscheidungsmerkmal zwischen ,,auf bestimmte Zeit” und ,auf unbestimmte Zeit”
abgeschlossenen Bestandvertragen darin, ob nach dem erklarten Vertragswillen beide
Vertragsteile durch eine bestimmte Zeit an den Vertrag gebunden sein sollen oder nicht, wobei
allerdings die Mdglichkeit den Vertrag aus einzelnen bestimmt bezeichneten Griinden schon
vorzeitig einseitig aufzuldsen, der Beurteilung des Vertrages als eines auf bestimmte Zeit
abgeschlossenen nicht entgegensteht.

Was eine Beschrankung der Kiindigungsmaoglichkeiten auf einzelne im Vertrag ausdriicklich
bezeichnete Falle darstellt, ist eine Frage, die nach Gewicht und Wahrscheinlichkeit einer
Realisierung der vertraglich vereinbarten Kiindigungsgriinde von Fall zu Fall verschieden
beantwortet werden muss (vgl. VwGH 19.9.2017, Ra 2017/16/0111 und 0112).

Ob die Vertragsdauer bestimmt oder unbestimmt ist, wird somit nicht nach der Form, sondern
nach dem Inhalt des Vertrages beurteilt und hangt einerseits davon ab, wie umfassend die
Kindigungsrechte sind, andererseits aber auch davon, wie wahrscheinlich es ist, dass ein
Kiindigungsrecht ausgelibt werden kann (vgl. VWGH 26.4.2018, Ra 2018/16/0040, mwN).

Kiindigungsmaéglichkeit nach § 30 Abs. 2 MRG

Im konkreten Fall sind dem Vertragswortlaut nach ua samtliche Kiindigungsgriinde des § 30
Abs. 2 MRG vereinbart worden.

Die Kiindigungsgriinde des § 30 Abs. 2 MRG lauten wortlich:

"Als ein wichtiger Grund ist es insbesondere anzusehen, wenn

1. der Mieter trotz einer nach dem Eintritt der Fdlligkeit erfolgten Mahnung mit derBezahlung
des Mietzinses iiber die (ibliche oder ihm bisher zugestandene Frist hinaus, mindestens aber
acht Tage im Riickstand ist;
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2. der Mieter, dessen vereinbarter Mietzins ganz oder teilweise in eigenen Dienstleistungen
besteht, die bedungenen Dienste vertragswidrig verweigert;

3. der Mieter vom Mietgegenstand einen erheblich nachteiligen Gebrauch macht, namentlich
den Mietgegenstand in arger Weise vernachldssigt oder durch sein riicksichtsloses, anstéfSiges
oder sonst grob ungehdériges Verhalten den Mitbewohnern das Zusammenwohnen verleidet
oder sich gegentiber dem Vermieter oder einer im Haus wohnenden Person einer mit Strafe
bedrohten Handlung gegen das Eigentum, die Sittlichkeit oder die kérperliche Sicherheit
schuldig macht, sofern es sich nicht um Félle handelt, die nach den Umstdinden als geringfiigig
zu bezeichnen sind; dem Verhalten des Mieters steht, soweit er es unterliefs, die ihm mégliche
Abhilfe zu schaffen, das Verhalten seines Ehegatten und der anderen mit ihm
zusammenwohnenden Familienangehdrigen sowie der von ihm sonst in die gemieteten Rdume
aufgenommenen Personen gleich;

4. der Mieter den Mietgegenstand mit oder ohne Beistellung von Einrichtungsgegensténden
ganz weitergegeben hat und ihn offenbar in naher Zeit nicht fiir sich oder die
eintrittsberechtigten Personen (§ 14 Abs. 3) dringend benétigt oder, wenngleich auch nur
teilweise, durch Uberlassung an einen Dritten gegen eine im Vergleich zu dem von ihm zu
entrichtenden Mietzins und etwaigen eigenen Leistungen an den Dritten unverhdltnismdfig
hohe Gegenleistung verwertet. Die teilweise Weitergabe einer Wohnung kommt einer
gdnzlichen Weitergabe gleich, wenn die nicht weitergegebenen Teile der Wohnung nicht zur
Befriedigung des Wohnbediirfnisses des Mieters oder der eintrittsberechtigten Personen
regelmdflig verwendet werden;

5. die vermieteten Wohnrdume nach dem Tod des bisherigen Mieters nicht mehr einem
dringenden Wohnbediirfnis eintrittsberechtigter Personen (§ 14 Abs. 3) dienen;

6. die vermietete Wohnung nicht zur Befriedigung des dringenden Wohnbediirfnisses des
Mieters oder der eintrittsberechtigten Personen (§ 14 Abs. 3) regelmdfSig verwendet wird, es sei
denn, dafs der Mieter zu Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus beruflichen Griinden abwesend
ist;

7. die vermieteten Rdumlichkeiten nicht zu der im Vertrag bedungenen oder einer
gleichwertigen geschdiftlichen Betditigung regelmdflig verwendet werden, es sei denn, daf3 der
Mieter nur voriibergehend wegen Urlaubs, Krankheit oder Kuraufenthalts abwesend ist;

8. der Vermieter die gemieteten Wohnrdume fiir sich selbst oder fiir Verwandte in absteigender
Linie dringend benétigt und ihm oder der Person, fiir die der Mietgegenstand benétigt wird, aus
der Aufrechterhaltung des Mietvertrags ein unverhdltnismdfig gréfSerer Nachteilerwiichse als
dem Mieter aus der Kiindigung; die Abwdgung der beiderseitigen Interessenentfillt, wenn es
sich um eine vom Wohnungseigentiimer nach Wohnungseigentumsbegriindungvermietete
Eigentumswohnung handelt;

9. der Vermieter den Mietgegenstand fiir sich selbst oder fiir Verwandte in gerader Linie
dringend bendtigt und dem Mieter Ersatz beschaffen wird;

10. der Vermieter den Mietgegenstand, der schon vor der Kiindigung zur Unterbringung von
Arbeitern oder sonstigen Angestellten des eigenen Betriebes bestimmt war, fiir diesen Zweck
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dringend bendétigt;

11. ein dem Bund, einem Bundesland oder einer Gemeinde gehériger Mietgegenstand auf eine
Art verwendet werden soll, die in hbherem Maf$ den Interessen der Verwaltung dient als die
gegenwdrtige Verwendung, und dem Mieter Ersatz beschafft wird;

12. bei Untermietverhdltnissen durch die Fortsetzung der Untermiete wichtige Interessendes
Untervermieters verletzt wiirden, namentlich wenn der Untervermieter den Mietgegenstand fiir
sich selbst oder fiir nahe Angehérige dringend benétigt oder wenn ihm nach den Umstdnden
die Aufrechterhaltung der Wohnungsgemeinschaft mit dem Untermieter billigerweise nicht
zugemutet werden kann;

13. ein im Mietvertrag schriftlich als Kiindigungsgrund vereinbarter Umstand eintritt, der in
bezug auf die Kiindigung oder die Auflésung des Mietverhdltnisses fiir den
Vermieter(Untervermieter), fiir seine nahen Angehérigen (§ 14 Abs. 3) oder fiir das
Unternehmen, fiir das der Vermieter (Untervermieter) allein oder in Gemeinschaft mit anderen
Personenvertretungsbefugt ist, als wichtig und bedeutsam anzusehen ist;

14. die ordnungsgemdifSe Erhaltung des Miethauses, in dem sich der Mietgegenstand befindet,
aus den Hauptmietzinsen einschliefSlich der zur Deckung eines erhéhten Erhaltungsaufwandes
zulédissigen erhéhten Hauptmietzinse weder derzeit, noch auf Dauer sichergestellt werden kann,
die baubehérdliche Bewilligung zur Abtragung des Miethauses erteilt worden ist und dem
Mieter Ersatz beschafft wird;

15. ein Miethaus ganz oder in dem Teil, in dem sich der Mietgegenstand befindet, abgetragen
oder umgebaut werden soll, mit dem Abbruch (Umbau) die Errichtung eines neuen
(gednderten)Baues sichergestellt ist, die Bezirksverwaltungsbehérde auf Antrag des
Bauwerbers mit Bescheid erkannt hat, dafs selbst unter Beriicksichtigung schutzwiirdiger
Interessender bisherigen Mieter der geplante Neubau (Umbau) aus Verkehrsriicksichten, zu
Assanierungszwecken, zur Vermehrung der Wohnungen, die zur Beseitigung oder Milderung
eines im Ortsgebiet bestehenden quantitativen Wohnungsbedarfes oder eines qualitativen
Wohnfehlbestandes geeignet sind, oder aus anderen Griinden im éffentlichen Interesse liegt
und dem Mieter Ersatz beschafft wird;

16. der Hauptmieter einer Wohnung der Ausstattungskategorie "D" weder bereit ist, eine vom
Vermieter im Sinn des § 4 Abs. 4 angebotene Standardverbesserung zuzulassen, noch die
angebotene Standardverbesserung selbst durchzufiihren, und dem Mieter Ersatz beschafft
wird."

Hinsichtlich der vereinbarten Kiindigungsgriinde des § 30 Abs 2 MRG ist festzustellen, dass
diese primar auf die Wohnraummiete abstellen; im gegenstandlichen Vertrag werden
Geschaftsraumlichkeiten verpachtet, wodurch die Kiindigungsgriinde des § 30 Abs 2 725, 6, 8,
und 16 MRG ausscheiden.

Weiter gelangt der Kiindigungsgrund des § 30 Abs 2 Z 2 MRG nicht zur Anwendung, weil die
Gegenleistung nicht in einer Dienstleistung besteht. Ebenso greift Z 10 dieser Bestimmung
nicht, weil der Pachtgegenstand nicht zur Unterbringung von Arbeitern oder sonstigen
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Angestellten bestimmt ist.

§ 30 Abs 2 Z 11 MRG scheidet aus, weil die Norm nur fiir den Bund, ein Bundesland oder eine
Gemeinde gilt.

§ 30 Abs 2 Z 12 MRG greift nicht, da im gegenstandlichen Fall kein Unterbestandverhaltnis
vorliegt.

Die Kiindigungsgriinde des § 30 Abs 2 Z 14 und Z 15 MRG kommen nicht in Betracht, weil es
sich beim gegenstandlichen Bestandgegenstand um kein Miethaus handelt.

Jene Kiindigungsgriinde des § 30 Abs 2 Z 1 (Pachtzinsriickstand), Z 3 (erheblich nachteiliger
Gebrauch oder riicksichtsloses, anstoRiges oder sonst grob ungehoriges Verhalten), Z 4
(Unterbestand) und Z 7 (vertragswidrige Verwendung) MRG setzen ein Fehlverhalten des
anderen Vertragspartners, konkret der Pachterin, voraus, womit die Kiindigungsrechte nicht
nach Belieben ausgelibt werden konnen und jeglichem Einfluss der Verpéachterin entzogen
sind. Die Beschwerdefiihrerin kann diese Kiindigungsgriinde nicht blof8 aufgrund eigener freier
Entscheidung ins Treffen flihren.

Dem Vertragswortlaut nach sind somit zwar im gegenstandlichen Fall alle Klindigungsgriinde
des § 30 Abs 2 MRG vereinbart worden, allerdings kommt faktisch als einziger
Kindigungsgrund, der auch ohne grobes Fehlverhalten der Pachterin zur Anwendung gelangen
kann, bloR der Eigenbedarf nach § 30 Abs 2 Z9 MRG in Betracht.

Im gegenstandlichen Fall ist die Wahrscheinlichkeit einer frihzeitigen Auflésung des
Pachtvertrages hinsichtlich des einzig anwendbaren Kiindigungsgrundes des § 30 Abs 2 MRG
(Eigenbedarf) als dauBerst unwahrscheinlich zu qualifizieren, die beschwerdefiihrenden Partei
die Generalbestandnehmerin und Betreiberin des gesamten Einkaufszentrum ist und fir die
Fiihrung, Verwaltung und Verwertung des Einkaufszentrum zustandig ist und somit fiir sich
selbst nicht in umfangreichem Ausmal} (Geschafts-)Raumlichkeiten benoétigt.

Haben die Vertragsparteien zwar die Kiindigungsgriinde des § 30 Abs 2 MRG vereinbart, ergibt
sich jedoch aus dem Gegenstand des vorliegenden Bestandvertrages, dass von den genannten
Kindigungsgriinden nur einzelne tGberhaupt in Betracht kommen, bzw deren Realisierung
mangels gegenstandlicher Anwendbarkeit ohnehin nicht moglich ist, ist der Pachtvertrag als
Bestandvertrag auf bestimmte Zeit zu beurteilen.

Weitere vertraglich vereinbarte Kiindigungsgriinde

Im vorliegenden Fall finden sich unter Punkt 12 des Vertrages weitere vertraglich vereinbarte
Kindigungsgriinde. Auch bei diesen findet sich in den meisten Fallen ein Fehlverhalten der
Pachterin vorausgesetzt. Diese Kiindigungsrecht kdnnen somit wiederum nicht nach Belieben
ausgelibt werden und sind jeglichem Einfluss der beschwerdefiihrenden Partei als
Verpachterin entzogen. Die beschwerdefiihrende Partei kann diese Kiindigungsgriinde somit
nicht bloB aufgrund eigener freier Entscheidung ins Treffen flihren, da eben ein grobes
Fehlverhalten des Vertragspartners vorausgesetzt wird.
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Als wesentliches Argument fiir das Vorliegen einer unbestimmten Vertragsdauer wurde von
der beschwerdefiihrenden Partei im erganzenden Vorbringen vom 13.8.2020 und in der
miindlichen Verhandlung der Punkt 12.1.5. ,Umbau- und VerbesserungsmalBnahmen*“
angefihrt (mit Hinweis auf die Entscheidungen des BFG vom 22.7.2020, RV/7106387/2019 und
auf VWGH 27.1.2000, 99/16/0017).

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes besteht das
Unterscheidungsmerkmal zwischen ,,auf bestimmte Zeit”“ und , auf unbestimmte Zeit“
abgeschlossenen Bestandvertrdagen darin, ob nach dem erklarten Vertragswillen beide
Vertragsteile durch eine bestimmte Zeit an den Vertrag gebunden sein sollen oder nicht, wobei
allerdings die Moglichkeit den Vertrag aus einzelnen bestimmt bezeichneten Griinden schon
vorzeitig einseitig aufzulésen, der Beurteilung des Vertrages als eines auf bestimmte Zeit
abgeschlossenen nicht entgegensteht.

Wesentlich ist daher der erklarte Vertragswille beider Parteien im Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses. Gerade die Tatsache, dass der Vertrag (bewusst) auf eine bestimmte Zeit
abgeschlossen wurde (hier 5 Jahre) lasst auf den beiderseitigen Willen einer bestimmten
Vertragsdauer schlieBen. Ergibt sich daraus doch fiir beide Seiten auch eine wirtschaftliche
Absicherung, sich einer bestimmten Bestandsdauer sicher zu sein.

Fir die geblihrenrechtliche Beurteilung ist weiters nach der Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes was eine Beschrankung der Kiindigungsmoglichkeiten auf einzelne
im Vertrag ausdricklich bezeichnete Falle darstellt, eine Frage, die nach Gewicht und
Wahrscheinlichkeit einer Realisierung der vertraglich vereinbarten Kiindigungsgriinde von Fall
zu Fall verschieden beantwortet werden muss (ebenso die von der beschwerdefiihrenden
Partei angefiihrte Entscheidung des VWGH vom 27.1.2000, 99/16/0017; VwWGH 19.9.2017 Ra
2017/16/0111 und 0112).

Die beschwerdefiihrende Partei betreibt mehrere Einkaufszentren, in denen laufend Bau- und
Verbesserungsmalnahmen stattfinden.

Schon aus wirtschaftlicher Sicht sind laufende Bau- und Verbesserungsmalinahmen
zweckmalig und finden wohl auch in allen Einkaufszentren standardmaRig statt, halt dies doch
den Kundenstrom aufrecht und sichert den Umsatz.

Die Moglichkeit der Verpachterin im konkreten Fall bei Setzung von BaumalBnahmen kiindigen
zu kénnen, stellt nach Ansicht des Bundesfinanzgerichts kein uneingeschranktes
Kindigungsrecht dar, muss sie doch bevor sie Gberhaupt kiindigen darf, erst
UmbaumaBnahmen setzen.

In der von der beschwerdefiihrenden Partei vorgebrachte Entscheidung des
Verwaltungsgerichtshofes vom 27.1.2000 war neben dem Weitergaberecht die
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(uneingeschrankte) Kiindigungsmoglichkeit bei Verkauf der Liegenschaft in Zusammenhang mit
einer ,sale und lease back” Finanzierungsmoglichkeit vereinbart.

Im vorliegenden Fall besteht die die Mdglichkeit zur Kiindigung des Pachtvertrages erst, wenn
UmbaumaRnehmen in Begriff gesetzt zu werden, besteht.

Dass die Vermieterin ohne Riicksicht auf den Bauzustand oder die Wirtschaftlichkeit der
Baumalinahmen im Einkaufszentrum diese vornimmt um Uberhaupt eine
Kindigungsmoglichkeit zu haben, kann ihr wohl nicht unterstellt werden.

Demzufolge ist auch die Kiindigungsmoglichkeit der Verpachterin sehr wohl von externen
Faktoren abhdngig. Sie kann eben nicht jederzeit kiindigen.

Auch die berechnete 1,8%ige Wahrscheinlichkeit, dass Kiindigungen (bzw. einvernehmliche
Auflosungen) tatsachlich ausgesprochen werden— wenn auch von Seiten der
beschwerdefiihrenden Partei als hohe Wahrscheinlichkeit dargestellt, stellt ob der Anzahl der
Vertrage nach Ansicht des Bundesfinanzgerichts keine ins Gewicht fallende Wahrscheinlichkeit
der Realisierung dar.

Nach dem Gesamtbild ist im gegenstandlichen Fall gerade kein schrankenloses
Kindigungsrecht vereinbart worden und sind die der Verpachterin zuzuordnenden
Kindigungsgrinde nicht von so umfassender Natur, dass die Wahrscheinlichkeit einer
friihzeitigen Auflésung des Pachtvertrages gegeben ist.

Berechnung der Gebiihr

Bemessungsgrundlage der Bestandvertragsgebihr ist gem § 33 TP 5 Abs 1 GebG der "Wert"
des Bestandvertrages. Die Bestimmung der Bemessungsgrundlage mit dem Begriff" nach dem
Wert" bedeutet nach der standigen Rechtsprechung des VwWGH, dass darunter der Preis, das
heiRt alle wiederkehrenden und einmaligen Leistungen zu verstehen sind, die der
Bestandnehmer fiir die Uberlassung der Sache zum Gebrauch zu erbringen hat(vgl die bei
Fellner, Gebiihren und Verkehrsteuern: Band |, Stempel- und Rechtsgebiihren?! § 33 TP 5 GebG
Rz 75 angefiihrten Nachweise). Zum "Wert", von dem die Gebuhr fir Bestandvertrage zu
berechnen ist, zahlen somit alle Leistungen, zu deren Erbringung sich der
Bestandnehmerverpflichtet hat, um in den Genuss des Gebrauchsrechtes an der Bestandsache
zu gelangen bzw jener Preis, um den der Gebrauch der Sache im Sinne des § 1094 ABGB "als
gekauft anzusehen" ist (vgl VWGH 7.12.1977, 1005/75, 1552/75; vgl auch Fellner, Geblihren
und Verkehrsteuern: Band |, Stempel- und Rechtsgebiihren?! § 33 TP 5 GebG Rz 75 f mwN).

In der Nachtragsvereinbarung wird der Pachtzins detailliert vorgegeben und wurde
dementsprechend von der belangten Behorde fiir die Berechnung herangezogen.
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Neben der vereinbarten Vertragsdauer von 10 Jahren wurde der Pachterin unter Pkt. 2 der
Nachtragsvereinbarung ein Optionsrecht auf Verlangerung des Pachtvertrages um 5 Jahre
eingeraumt.

Gem. § 17 Abs. 4 GebG ist es auf die Entstehung der Geblhrenschuld ohne Einfluss, ob die
Wirksamkeit eines Rechtsgeschéaftes von einer Bedingung oder von der Genehmigung eines der
Beteiligten abhangt.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bedeutet eine
Vertragsverlangerung durch "Optionsausiibung" nichts anderes als die Beifligung einer
Potestativ-Bedingung, bei deren Eintritt sich die Geltungsdauer des Vertrages verlangert, und
dass eine solche Bedingung nach § 26 GebG zu behandeln ist, sodass die Geblihr von dem
Entgelt zu entrichten ist, das auf die Summe der urspriinglich vereinbarten und vom
Optionsrecht umfassten Verlangerungszeiten entfallt (vgl. VwWGH 19.1.1994, 93/16/0159;
VwGH 31.5.1995, 94/16/0237; VwWGH 24.1.2001, 2000/16/0562; siehe auch: Fellner, Gebihren
und Verkehrsteuern, Band | Stempel- und Rechtsgebiihren, § 26 Rz 39-41; § 33 TP 5 Rz 123).

Der VWGH hat bereits im Erkenntnis vom 20.4.1967, 37/67 betont, dass dem
Geblihrengesetzeine Unterscheidung zwischen einem bedingten und einem unvollstandigen
Rechtsgeschaft nicht bekannt ist, und dass in der Einrdumung einer Option
(Potestativbedingung) ein unter einer aufschiebenden Bedingung stehendes Rechtsgeschaft zu
verstehen ist. In den Erkenntnissen VwWGH 1.9.1994, 93/16/0159 und VwWGH 31.5.1995,
94/16/0237, die in Fallen der Verlangerungsoption ergangen sind, hat der VWGH ausdriicklich
klargestellt, dass das Wesen der Option als Gestaltungsrecht, wodurch einem Partner
ermoglicht wird, ein inhaltlich vorausbestimmtes Vertragsverhaltnis durch einseitige Erklarung
in Geltung zu setzen, auch fiir die Verlangerungsoption gilt. Eine Verlangerungsoption basiert
auf einem bereits vorher abgeschlossenen Rechtsgeschaft. Das Gebihrengesetz méchte
Rechtsgeschéfte besteuern und ein solches liegt in Gestalt einer Option schon vor. Eine durch
Ausilibung einer Option eingerdaumte Vertragsverlangerung bewirkt nicht den Abschluss eines
neuerlichen Vertrages, sondern die Verlangerung der urspriinglich befristeten Vertragsdauer.
Im Falle einer Option bedarf es keiner neuerlichen Willenseinigung beider Vertragsparteien,
sondern lediglich der einseitigen Willenskundgebung der optionsberechtigten Partei, ein
inhaltlich vorausbestimmtes Schuldverhaltnis in Gang zu setzen. (zB VwWGH 3.12.1964, 0143/63
VWGH 20.4.1967, 37/67; VWGH 19.1.1994, 93/16/0159; VWGH 24.11.1994, 94/16/0235; VWGH
31.5.1995, 94/16/0237; VwWGH 23.11.2005, 2005/16/0237; VWGH 24.6.2010, 2010/16/0053;
VwGH 29.08.2013, 2013/16/0126).

Die vertraglich vereinbarte Option war daher zu Recht heranzuziehen. Die fir die
Bemessungsgrundlage relevante Vertragsdauer umfasst somit 15 Jahre.

Die Bemessungsgrundlage setzt sich somit aus der detaillierten Aufstellung der
Nachtragsvereinbarung und der Betriebskosten (15-fache des Jahreswertes) zusammen.
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Die Gebuhr wurde daher zu Recht iHv EUR 20.111,60 festgesetzt.
Vorlaufigkeit des Bescheides

Gem. § 200 Abs 1 BAO kann die Abgabenbehdérde die Abgabe vorlaufig festsetzen, wenn nach
den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens die Abgabenpflicht zwar noch ungewiss, aber
wahrscheinlich oder wenn der Umfang der Abgabepflicht noch ungewiss ist. Aufgrund der
umsatzabhangigen Pachtzins-Komponente erfolgte gem. § 200 Abs 1 BAO eine vorlaufige
Festsetzung der Geblihr zu Recht.

Zul3ssigkeit der Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im gegenstandlichen Fall war die Revision nicht zuzulassen, weil durch die Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes bereits geklart ist, dass die Moglichkeit, den Vertrag aus einzelnen,
bestimmt bezeichneten Griinden schon vorzeitig einseitig aufzuldsen, der Beurteilung des
Vertrages als auf bestimmte Zeit abgeschlossenen, nicht entgegensteht. Im Sinne der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes gelangte das Bundesfinanzgericht aufgrund der
Gewichtung und Unwahrscheinlichkeit der Realisierung der vereinbarten Kiindigungsgriinde
zum Ergebnis, dass ein Vertrag von bestimmter Dauer vorliegt.

Salzburg, am 28. April 2021

14 von 14



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Festgestellter Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	Zulässigkeit der Revision




